
Urteil Az. 22 A 12.40062
∗

Bayerischer VGH

20. Mai 2014

Leitsätze

Eisenbahnrechtliche Plangenehmigung für als Gabionenwände ausgeführte Lärm-
schutzwände; Lärmsanierung an bestehenden Schienenwegen; kein Anspruch
auf Planfeststellung; allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls; Planrechtfertigung;
Gebot gerechter fachplanerischer Abwägung; kommunales Selbstgestaltungsrecht;
kommunale ö�entliche Einrichtungen; Schutz vor einem häÿlichen Anblick; Schutz
der bestehenden freien Aussicht über Wiesen und Felder; Schutz vor der Re�ek-
tion von Straÿenlärm; Schutz vor Erhöhung der Gefahr der Überschwemmung
durch Ober�ächenwasser; technische Alternative des Einbaus transparenter El-
emente

Tenor

I. Die Klage wird abgewiesen.1

II. Die Klägerin trägt die Kosten des Verfahrens einschlieÿlich der auÿergerichtlichen2
Kosten der Beigeladenen.

III. Die Kostenentscheidung ist vorläu�g vollstreckbar.3

Die Klägerin darf die Vollstreckung durch Sicherheitsleistung oder Hinterlegung4
in Höhe des zu vollstreckenden Betrags abwenden, soweit nicht der jeweilige
Kostengläubiger vor der Vollstreckung Sicherheit in gleicher Höhe leistet.

IV. Die Revision wird nicht zugelassen.5

∗http://openjur.de/u/691296.html (= openJur 2014, 11337)

1



Tatbestand

Die Klägerin ist Eigentümerin des Grundstücks FlNr. 1926 der Gemarkung G...,6
A...straÿe 1 in G... Das Grundstück wird im Südwesten durch einen Grün-
streifen und anschlieÿend den sog. S...weg begrenzt. Jenseits des S...wegs be�nd-
en sich ein weiterer Grünstreifen und daran anschlieÿend die Eisenbahnstrecke
München-Augsburg (Nr. 5503).

Die Beigeladene beantragte beim Eisenbahnbundesamt (ab hier: EBA) die Genehmi-7
gung eines Plans für die Lärmsanierung an Schienenwegen der Eisenbahnen des
Bundes, hier für den Neubau von insgesamt fünf Lärmschutzwänden an den
Eisenbahnstrecken München � Augsburg (Nr. 5503) und Olching � München
� Nord (Nrn. 5560/5561) im Ortsbereich G... Eine dieser Lärmschutzwände,
die sog. Lärmschutzwand 1 (ab hier: LSW 1) soll nordöstlich der Eisenbahn-
strecke Nr. 5503 errichtet werden, und zwar zwischen km 15,075 und km 17,240,
u.a. südwestlich des S...wegs. Die LSW 1 soll im Bereich ab km 16,5 auch süd-
westlich des klägerischen Grundstücks verlaufen, ohne dass dieses hierfür in
Anspruch genommen werden müsste. Die LSW 1 soll eine Höhe von 3 m über der
Schienenoberkante besitzen. Dies kann wegen der Dammlage der Bahnstrecke
eine Höhe von 4 m bis 4,5 m über dem angrenzenden Gelände bedeuten. Die
LSW 1 soll gemäÿ einer Tekturplanung vom 18. Januar/3. Februar 2012 in
Teilabschnitten, so auch im Bereich des klägerischen Grundstücks, in Gabio-
nenbauweise (aufeinander gestapelte Steinkörbe) errichtet werden (Nr. 4.3 des
Erläuterungsberichts). Von der Lärmsanierung durch die LSW 1 sollen insge-
samt 147 Anwesen pro�tieren, auch in den Bereichen der A...straÿe und der sog.
E...straÿe.

Die Klägerin und ihr Ehemann lehnten die Errichtung der geplanten LSW 18
im Bereich ihres Grundstücks ab. Zumindest forderten sie für den Bereich ihres
Grundstücks transparente Elemente statt Gabionen.

Mit Bescheid vom 2. August 2012 erteilte das EBA die beantragte Plangenehmi-9
gung. Die Einwendungen der Klägerin und ihres Ehemanns wurden zurück-
gewiesen (S. 12 und 29). Das EBA führte aus, dass insbesondere bei tiefste-
hender Sonne in den Wintermonaten und bei Laubabwurf auf dem klägerischen
Grundstück dessen Besonnung verkürzt werde. Aufgrund des bestehenden Ab-
stands des klägerischen Anwesens von der Eisenbahnstrecke Nr. 5503 seien die
nachteiligen Wirkungen jedoch geringfügig und hielten sich im ortsüblichen
Maÿ. Ansprüche auf die geforderten transparenten Wandelemente oder gar auf
Entschädigung wegen einer Minderung des Grundstückswerts bestünden nicht.
Das ö�entliche Interesse an der Realisierung des Vorhabens sei höher zu bew-
erten als das Interesse der Klägerin und ihres Ehemanns an der Aufrechterhal-
tung des bisherigen Zustands.

Die Klägerin erhob innerhalb o�ener Frist Teilanfechtungsklage zum Bayerischen10
Verwaltungsgerichtshof.
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Sie beantragt � nach Klarstellungen in der mündlichen Verhandlung vom 15.11
Mai 2014 � nunmehr die Aufhebung der Plangenehmigung vom 2. August 2012,
soweit diese die Errichtung der LSW 1 an der Eisenbahnstrecke Nr. 5503 von
km 16,558 (Querung des A...) bis km 16,975 (Westende des Brückenbauwerks
E...straÿe) zum Gegenstand hat.

Hilfsweise: Von km 16,558 (Querung des A...) bis km 16,620.12

Die Klägerin ist der Au�assung, dass ein Planfeststellungsverfahren hätte durchge-13
führt werden müssen, dass ferner eine Umweltverträglichkeitsprüfung hätte durchge-
führt werden müssen und dass das Benehmen mit den Trägern ö�entlicher Be-
lange nicht ordnungsgemäÿ hergestellt worden sei.

Die Lärmbelastung durch die Eisenbahnstrecke Nr. 5503 sei im Bereich der14
A...straÿe relativ gering. Die Klägerin emp�nde den Eisenbahnlärm seit der
Ableitung der Güterzüge nach München-Nord nicht mehr als besonders störend.
In ihrem Wohnhaus würden die Schlafzimmer auf der bahnabgewandten Nord-
seite liegen. Die Sanierungsgrenzwerte für die Nachtzeit würden nur noch bei
ca. zehn Anwesen überschritten, und zwar nur noch um 1 bis 5 dB(A).

Die Gabionenwand werde im Bereich des klägerischen Anwesens mit einer Gesamthöhe15
von ca. 4,50 m wie eine Gefängniswand wirken; eine Begrünung sei nicht vorgese-
hen. Die Gabionenwand werde zudem erfahrungsgemäÿ mit Gra�ti beschmutzt
werden. Insgesamt handle es sich bei der Gabionenwand um eine unerträgliche
visuelle, ästhetische und psychische Zumutung.

Das Anwesen der Klägerin sei zudem geprägt durch den kilometerweiten freien16
Blick über die Bahngleise hinweg auf Wiesen und Felder im Süden. Dieser
Anblick würde durch den Bau der LSW 1 völlig zerstört. Der Wohnwert des
klägerischen Anwesens werde deutlich sinken.

Die Beklagte habe zudem die optischen Auswirkungen der LSW 1 auf das Orts-17
bild nicht ausreichend berücksichtigt. Im S-Bahnhof G... sei die Klägerin beim
Warten auf die S-Bahn unmittelbar psychisch beeinträchtigt, weil sie dabei eine
geschlossene, gra�tiverschmierte Wand anschauen müsse. Die Beklagte habe
auch die Auswirkungen der LSW 1 auf die Verkehrssicherheit nicht ausreichend
berücksichtigt. An der sog. E...-Unterführung (km 16,920 bis km 16,975) wür-
den versetzt zwei Gabionenwände die ohnehin schmale Straÿe noch mehr einen-
gen. Radfahrer und Fuÿgänger hätten dort keine Ausweichmöglichkeiten mehr.
Die Klägerin sei als häu�ge Verkehrsteilnehmerin in diesem Bereich unmittel-
bar betro�en. Schlieÿlich habe die Beklagte den Schutz gröÿerer Wildtiere beim
Wildwechsel nicht beachtet.

Die Beklagte habe ferner nicht berücksichtigt, dass die LSW 1 den Pkw-Lärm18
vom S...weg re�ektieren werde. Der Pkw-Verkehr auf dem S...weg werde kün-
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ftig zunehmen. Schlieÿlich könne die mit dem Bau der Gabionenwand einherge-
hende Bodenversiegelung nicht mehr als vernachlässigbar angesehen werden. Da
weniger Versickerungs�äche verfügbar sei, werde das Ober�ächenwasser über die
Fahrbahn des S...wegs auf das klägerische Grundstück ab�ieÿen.

Die Beklagte und die Beigeladene beantragen die Abweisung der Klage.19

Bei Lärmschutzwänden handle es sich um Betriebsanlagen der Bahn i.S. von20
�18 Satz 1 AEG. Es habe durch Plangenehmigung entschieden werden dürfen,
weil ein direkter Zugri� auf fremde Rechte nicht vorgesehen sei. Das fachplaner-
ische Abwägungsgebot werde nicht verletzt. Die Klägerin könne nur verlangen,
dass ihre eigenen schutzwürdigen Belange mit dem ihnen zukommenden Gewicht
in die Abwägung eingestellt würden. Sie könne weder eine Beeinträchtigung des
Ortsbilds von G... noch eine Beeinträchtigung der Verkehrssicherheit im Bereich
der sog. E...-Unterführung noch Belange des Naturschutzes geltend machen. Die
Änderung des Ausblicks auf die unverbaute Moorlandschaft sei kein privates In-
teresse von solchem Gewicht, dass es in die Abwägung eingestellt werden müsste.
Eine optisch erdrückende Wirkung der geplanten LSW 1 auf das klägerische
Anwesen sei nicht zu befürchten. Lärmre�exionen durch Gabionenwände seien
ebenfalls nicht zu befürchten; diese würden beidseitig hochabsorbierend ausge-
führt. Eine Erhöhung der Überschwemmungsgefahr sei ebenfalls nicht zu be-
fürchten.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die Gerichts- und Behördenakten21
Bezug genommen.

Gründe

Die (Teil-)Anfechtungsklage ist im Haupt- wie im Hilfsantrag unbegründet, weil22
die angefochtene Plangenehmigung die Klägerin nicht in ihren Rechten verletzt
(�113 Abs. 1 Satz 1 VwGO).

1. Eine Rechtsverletzung ergibt sich zum Einen nicht aus verfahrensrechtlichen23
Vorschriften.

a) Die Klägerin hat keinen Rechtsanspruch auf Durchführung eines Planfest-24
stellungsverfahrens. Selbst wenn das EBA verkannt hätte, dass im vorliegenden
Fall eine Planfeststellung geboten gewesen wäre, so lieÿe sich hieraus allein kein
Aufhebungsgrund herleiten (BVerwG, U.v. 10.12.2003 � 9 A 73/02, NVwZ 2004,
613/614; vgl. ferner BayVGH, U.v. 9.7.2004 � 22 A 03.40057, S. 6 des UA). Das
Gebot gerechter fachplanerischer Abwägung (�18 Satz 2 AEG) gilt sowohl im
Planfeststellungsverfahren als auch im Plangenehmigungsverfahren. Die Pla-
nungsbehörde hat abwägungserheblichen Belangen Dritter im Rahmen eines
Plangenehmigungsverfahrens sogar besondere Aufmerksamkeit zu schenken, weil
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kein Anhörungsverfahren statt�ndet und deswegen nicht davon ausgegangen
werden kann, dass der Planungsbehörde diese Belange bereits auf Grund der
Initiative der Betro�enen bekannt werden (BVerwG, U.v. 28.3.2007 � 9 A 17.06
� UPR 2007, 386/387).

b) Die Klägerin hat in verfahrensrechtlicher Hinsicht ebenfalls kein Recht da-25
rauf, dass die Träger ö�entlicher Belange ordnungsgemäÿ beteiligt werden. Es
handelt sich nicht um eine Verfahrensvorschrift, die den Interessen der Klägerin
zu dienen bestimmt ist.

c) Zu Unrecht macht die Klägerin sinngemäÿ geltend, dass die nach Nr. 14.826
der Anlage 1 zum UVPG erforderliche allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls
nach �3c Satz 1 UVPG fehlerhaft durchgeführt worden sei, nämlich, dass die
Vorgaben von �3c UVPG nicht eingehalten worden seien und dass das Ergebnis
nicht nachvollziehbar sei (�3a Satz 4 UVPG). Dies tri�t nicht zu. Die Tekturpla-
nung vom 18. Januar/3. Februar 2012 betre�end die teilweise Errichtung u.a. der
LSW 1 in Gabionenbauweise hat daran nichts geändert, wie das EBA zutre�end
erkannt hat (vgl. S. 19 der Plangenehmigung). Der landschaftsp�egerische Be-
gleitplan, der als Anlage Nr. 7 Bestandteil der plangenehmigten Unterlagen ist,
war insofern zu berücksichtigen (�3c Satz 3 UVPG); damit waren auch die dort
vorgesehenen Ausgleichsmaÿnahmen in die Vorprüfung einzubeziehen (a.a.O. S.
12).

2. An der Planrechtfertigung bestehen im vorliegenden Fall keine Zweifel.27

Auch eine hoheitliche Planung �ndet ihre Rechtfertigung nicht etwa schon in sich28
selbst, sie ist vielmehr für die jeweils konkrete Planungsmaÿnahme rechtferti-
gungsbedürftig. Die eisenbahnrechtliche Planung nach dem Allgemeinen Eisen-
bahngesetz hat demnach Bestand nur, wenn sie - gemessen an den Zielen gerade
dieses Fachplanungsgesetzes - erforderlich, d.h. vernünftigerweise geboten ist
(vgl. z.B. BayVGH, U.v. 24.1.2011 � 22 A 09.40045 u.a. � Rn. 43 m.w.N.). Dies
ist hier der Fall. Wenn auch �2 Abs. 1 Nr. 4, �3 Abs. 5 Nr. 3, ��41 �. BIm-
SchG sowie die 16. BImSchV Lärmschutz nur für den Fall des Baus oder der
wesentlichen Änderung von Eisenbahnen (Schienenwegen) vorsehen, also keine
Rechtsansprüche auf Lärmsanierung an bestehenden Schienenwegen begründen,
so dient es doch dem Schutz der menschlichen Gesundheit (Art. 2 Abs. 2 Satz
1 GG), wenigstens im Rahmen verfügbarer Haushaltsmittel auf die Einhaltung
der Lärmsanierungsgrenzwerte nach �4 Abs. 3 der Richtlinie für die Förderung
von Maÿnahmen zur Lärmsanierung an bestehenden Schienenwegen der Eisen-
bahnen des Bundes vom 7.3.2005 � ab hier: Förderrichtlinie � hinzuwirken (in
Wohngebieten 70 dB(A) zur Tagzeit und 60 dB(A) zur Nachtzeit) und sie wom-
öglich in Richtung auf die fachplanungsrechtlichen Zumutbarkeitsgrenzen der
16. BImSchV zu unterschreiten (�1 Abs. 1 und 2 der Förderrichtlinie). Die fach-
planungsrechtliche Zumutbarkeitsgrenze für Wohngebiete liegt mit 59/49 dB(A)
wesentlich niedriger (�2 Abs. 1 Nr. 2 der 16. BImSchV). Es geht hierbei nicht um
private Sonderinteressen, sondern um den Schutz einer gröÿeren Zahl von Anwe-
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sen (von der Lärmsanierung durch die LSW 1 sollen 147 Anwesen pro�tieren);
es geht hierbei auch um den Schutz einer entsprechenden Siedlungsstruktur.

3. Die Plangenehmigung leidet auch nicht unter Abwägungsmängeln, die Rechte29
der Klägerin verletzen (�18 Satz 2 AEG).

a) Für den Anspruch der Klägerin auf gerechte Abwägung gelten hier fol-30
gende Maÿgaben: Die Klägerin hat als nicht enteignungsbetro�ene Dritte keinen
Anspruch auf eine umfassende objektiv-rechtliche Planprüfung. Sie ist darauf
beschränkt, sich auf die Verletzung drittschützender Rechte zu berufen, ins-
besondere auf das Fehlen der Planrechtfertigung (BVerwG, U.v. 9.11.2006 �
4 A 2001/06 � NVwZ 2007, 445/447, vgl. oben 2.) oder auf eine Verletzung
des Abwägungsgebots (�18 Satz 2 AEG) im Hinblick auf ihre eigenen Belange
(BVerwG, B.v. 23.1.2009 � 9 VR 1/09 � NVwZ-RR 2009, 753; BayVGH, U.v.
17.7.2009 � 22 A 08.40041, Rn. 17). Aus dem Abwägungsgebot ergibt sich für
nicht enteignungsbetro�ene Dritte ein Anspruch auf Berücksichtigung ihrer pla-
nungsrechtlich relevanten privaten Belange. Dies gilt unabhängig davon, ob es
sich dabei um subjektive Rechtspositionen handelt. Planungsrechtlich irrelevant
und mithin nicht abwägungserheblich ist ein Belang, wenn er -objektiv - gering-
wertig oder - generell oder in gegebenem Zusammenhang - nicht schutzwürdig
ist. Nicht schutzwürdig ist ein Belang nicht nur dann, wenn er mit der Recht-
sordnung nicht in Einklang steht, sondern auch, wenn sein Träger sich vernün-
ftigerweise auf die mit dem geplanten Vorhaben verbundenen Veränderungen
einstellen musste und deswegen nicht auf den Fortbestand einer bestimmten
Situation vertrauen durfte (BVerwG, U.v. 28.3.2007 � 9 A 17.06 � UPR 2007,
386/387).

b) Nach alledem kann sich die Klägerin nicht auf Belange berufen, die der kom-31
munalen Planungshoheit (Art. 28 Abs. 2 Satz 1 GG) in Gestalt des kommu-
nalen Selbstgestaltungsrechts zuzuordnen sind (vgl. BVerwG, B.v. 15.4.1999 �
4 VR 18/98 �NVwZ-RR 1999, 554/555). Derartige Belange hätten allenfalls
im Rahmen einer Klage der Gemeinde G... geltend gemacht werden können; die
Gemeinde hat im vorliegenden Fall aber keine Klage erhoben. Die Klägerin kann
sich somit nicht auf Fragen der Ortsgestaltung, z.B. im Bereich des S-Bahnhofs
G... berufen.

Die Klägerin kann sich auch nicht auf den Belang der Verkehrssicherheit von32
Ortsstraÿen, hier im Bereich der sog. E...-Unterführung, berufen. Insoweit trägt
die Gemeinde die Straÿenbaulast (Art. 47 Abs. 1, Art. 46 Nr. 2 BayStrWG). Es
obliegt gegebenenfalls der Gemeinde, sich auf eine wesentliche Beeinträchtigung
der Funktionsfähigkeit von Ortsstraÿen als kommunalen ö�entlichen Einrich-
tungen zu berufen (vgl. z.B. BayVGH, U.v. 11.3.2005 � 22 A 04.40063 � UA S.
13).

Die Klägerin kann sich auch nicht auf Belange des Natur- und Landschaftss-33
chutzes, z.B. auf den Schutz gröÿerer Wildtiere beim Wildwechsel, berufen, auch
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nicht auf die naturschutzrechtliche Eingri�sregelung des �15 BNatSchG.

c) Den von der Klägerin geltend gemachten eigenen Belangen des Schutzes vor34
einem häÿlichen Anblick oder des Schutzes der bestehenden freien Aussicht nach
Süden kommt eine besondere Schutzwürdigkeit zum Einen deshalb nicht zu, weil
die Klägerin in Anbetracht der bestehenden Lärmsituation mit Lärmsanierungs-
maÿnahmen in Gestalt von Lärmschutzwänden im Südwesten ihres Grundstücks
früher oder später rechnen musste.

Zudem kann angesichts der hier bestehenden Entfernungen zwischen demWohn-35
haus der Klägerin im Nordosten ihres Grundstücks und der 4 bis 4,5 m ho-
hen (ab Schienenoberkante 3 m hohen) Lärmschutzwand im Südwesten des
S...wegs sowie angesichts der Begrünung des klägerischen Anwesens nicht von
einer erdrückenden Wirkung der LSW 1 gesprochen werden. Von erdrückender
Wirkung in dem üblicherweise verstandenen Sinn einer rücksichtslosen Beein-
trächtigung der Besonnung, Belichtung und Belüftung eines Anwesens (VGH
BW, U.v. 11.2.2004 � 5 S 384/03 � >Rn. 215) ist nicht auszugehen. Die Klägerin
hat der Einschätzung auf Seite 29 der angefochtenen Plangenehmigung, die
tageszeitliche Verkürzung der Besonnung des klägerischen Anwesens in den Win-
termonaten falle nur äuÿerst geringfügig aus, nicht widersprochen. Das Anwesen
der Klägerin ist mindestens 20 m von der Eisenbahnstrecke Nr. 5503 entfernt.

Soweit sich die Klägerin auf eine Beeinträchtigung ihrer auÿergewöhnlichen36
Wohnlage beruft und den Verlust des bisher unverbauten kilometerweiten freien
Blicks über die Bahngleise hinweg über Wiesen und Felder nach Süden beklagt,
mag dies zwar verständlich und auch ein berücksichtigungsfähiger privater Be-
lang sein; diesem kommt allerdings in Ermangelung einer entsprechenden Recht-
sposition lediglich eine geringe Schutzwürdigkeit zu. Die geltend gemachte beson-
ders werthaltige Lage des Grundstücks vermittelt für sich genommen keine
subjektiv ö�entlich-rechtliche Rechtsposition und kann nur in Ausnahmefällen
ein abwägungserheblicher Belang sein; wann die Schwelle zur Abwägungser-
heblichkeit überschritten ist, kann hierbei nicht generell beantwortet werden
(BVerwG, B. v. 22.8.2000 � 4 BN 38/00 � NVwZ 2000, 1413/1414; BayVGH,
B.v. 13.3.2012 � 22 AS 10.40042 � Rn. 4). Hier spricht entscheidend gegen eine
besondere Schutzwürdigkeit, dass � wie ausgeführt � mit Lärmsanierungsmaÿ-
nahmen früher oder später vernünftigerweise gerechnet werden musste.

Die Errichtung der LSW 1 mag zu Wertminderungen des klägerischen Grund-37
stücks führen; einen rechtlich garantierten Schutz vor Wertminderungen des
eigenen Grundstücks durch Infrastrukturvorhaben gibt es aber nicht (vgl. BayVGH,
U.v. 17.7.2009 � 22 A 09.40010 � Rn. 33 f. m.w.N.). Es ist nicht zu beanstanden,
dass die Plangenehmigungsbehörde den Belangen der Lärmsanierung Vorrang
vor derart wenig schutzwürdigen privaten Belangen eingeräumt hat. Selbst wenn
die Abwägung insofern Lücken aufwiese, so wären etwaige Abwägungsfehler auf
das Abwägungsergebnis ohne Ein�uss gewesen und damit unerheblich (�18e Abs.
6 Satz 1 AEG).

7



d) Für die Befürchtungen der Klägerin, es könne durch die Re�exion von Pkw-38
Lärm auf dem S...weg zu einer Verlärmung ihres Anwesens kommen, gibt es keine
greifbaren Anhaltspunkte. Die Gabionenwand muss beidseitig hochabsorbierend
ausgeführt werden, wie dem plangenehmigten Erläuterungsbericht (sog. Anlage
0, Nr. 4.5, S. 8) für Bereiche, wo die Lärmschutzwand zwischen den Gleisen
verläuft bzw. eine Straÿe parallel verläuft, zu entnehmen ist. Die gefüllten und
verdichteten Steinkörbe der Gabionenwände müssen mit integriertem Absorber-
system und Fugenverschluss im Verband errichtet werden (Erläuterungsbericht
Nr. 4.5, S. 9 oben). An der technischen Realisierbarkeit haben sich insofern in
der mündlichen Verhandlung keine Zweifel ergeben (vgl. das von der Beigelade-
nen in der mündlichen Verhandlung vom 15. Mai 2014 vorgelegte Schreiben der
DB Netz AG Technologiemanagement vom 7.2.2014). Die Beigeladene hat in
der mündlichen Verhandlung vom 15. Mai 2014 zugesichert (S. 3 der Nieder-
schrift), dass dies sich auch auf die südwestlich des S...wegs zu errichtende
Lärmschutzwand bezieht; hiervon geht auch das EBA aus. Mit dem Einwand,
die Beigeladene werde sich nicht an die Vorgaben der Plangenehmigung halten,
kann die Klägerin nicht gehört werden. Es ist Sache der Eisenbahnaufsicht (�5
AEG), diese Vorgaben gegebenenfalls durchzusetzen. Dies wird vom EBA eben-
so gesehen, wie in der mündlichen Verhandlung vom 15. Mai 2014 zum Ausdruck
kam (S. 3 der Niederschrift).

e) Es gibt auch keine begründeten Zweifel daran, dass die Bodenversiegelung im39
vorliegenden Fall vernachlässigenswert gering ist und insbesondere die Gefahr
der Überschwemmung des klägerischen Grundstücks mit Ober�ächenwasser nicht
zunimmt. Der Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamts M... vom 13. Oktober
2011 im Plangenehmigungsverfahren zufolge sind keine Auswirkungen auf die
Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers zu erwarten. Durch die teil-
weise Ausführung der LSW 1 als Gabionenwand (Tekturplanung vom 18. Jan-
uar/3. Februar 2012) hat sich hieran nichts Wesentliches geändert. Nach dem
Erläuterungsbericht (Nr. 8.2, Seite 12) kann das Ober�ächenwasser im Bere-
ich der Gabionenwände durch die wasserdurchlässigen Schotterkörbe bzw. in
die wasserdurchlässigen angrenzenden Böden versickern. Parallel zur Gabionen-
wand auf der gleiszugewandten Seite verläuft insofern eine Tiefenentwässerung,
die das Niederschlagswasser von den Gleisanlagen und der Gabionenwand ableit-
et (Anlage Nr. 3.3 zur Plangenehmigung, Blatt 3 Querpro�l IV a km 16,7). In der
mündlichen Verhandlung vom 15. Mai 2014 hat der Projektleiter der Beigelade-
nen darauf hingewiesen, dass durch die Gründung der Gabionenwand auf einem
1 m breiten Stahlbetonbalken zwar Sicker�äche verloren gehe, dies aber dadurch
ausgeglichen werde, dass s...wegseitig ebenfalls eine Verfüllung mit nichtbindi-
gem und wasserdurchlässigem Material erfolge; vorgesehen sei dies zwar nicht
schon in der Plangenehmigung, aber in der Ausführungsplanung und werde zu-
gesichert. Diese Ausführungen sind nachvollziehbar. Für den Schutz der Klägerin
entscheidend ist vor allem, dass es sich hier um Böschungsgelände und nicht
um eine Flutmulde handelt, ferner dass der Gemeinde G... als Straÿenbaulast-
trägerin im Hinblick auf den S...weg die Aufgabe der schadlosen Beseitigung des
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dortigen Ober�ächenwassers obliegt und dass der Grünstreifen nordöstlich des
S...wegs ebenfalls zur Aufnahme von Ober�ächenwasser geeignet ist. Der Ver-
waltungsgerichtshof stützt sich hierbei auf die überzeugenden Ausführungen des
bautechnischen Beamten des EBA in der mündlichen Verhandlung vom 15. Mai
2014. Zweifel hieran wurden von Seiten der Klägerin nicht geltend gemacht und
sind auch nicht ersichtlich. Eine etwaige Verbreiterung des Stahlbetonbalkens
auf 1,40 m ist nicht Gegenstand der angefochtenen Plangenehmigung und daher
im jetzigen Zeitpunkt nicht zu beurteilen.

4. Die Klägerin kann auch nicht mit Erfolg geltend machen, dass das EBA die40
technische Alternative des Einbaus transparenter Elemente in der LSW 1 im
Bereich der A...straÿe nicht gefordert hat. Das EBA hat die diese technische
Alternative verwerfende Planung der Beigeladenen ohne Rechtsfehler gebilligt.

Hierbei ist zu berücksichtigen, dass bei der Variantenauswahl bei mehreren41
technischen Bauvarianten die diesbezügliche Auswahl als Abwägungsentschei-
dung gerichtlicher Kontrolle nur begrenzt auf erhebliche Abwägungsmängel hin
zugänglich ist. Die Grenze der planerischen Gestaltungsfreiheit ist erst dann
überschritten, wenn eine alternative Variante sich unter Berücksichtigung aller
abwägungserheblichen Belange als eindeutig vorzugswürdig aufdrängt oder wenn
der Planfeststellungsbehörde infolge einer fehlerhaften Ermittlung, Bewertung
oder Gewichtung einzelner Belange ein rechtserheblicher Fehler unterlaufen ist.
Erheblich sind Abwägungsmängel dabei nach �18e Abs. 6 Satz 1 AEG nur, wenn
sie o�ensichtlich und auf das Abwägungsergebnis von Ein�uss gewesen sind (vgl.
dazu BayVGH, U.v. 24.1.2011 � 22 A 09.40045 u.a. � Rn. 48 m.w.N.). Derartige
Abwägungsmängel sind in diesem Zusammenhang nicht erkennbar.

Die Erforderlichkeit einer Höhe der LSW 1 von 3 m über Schienenoberkante42
ist in der der Plangenehmigung zu Grunde liegenden schalltechnischen Unter-
suchung (Anlage 9) nachgewiesen. Eine niedrigere LSW wäre nicht vergleichbar
wirksam, schon gar nicht, wenn eine deutliche Unterschreitung der Sanierungs-
grenzwerte in Richtung auf die fachplanungsrechtliche Zumutbarkeitsschwelle
angestrebt wird. Der von der Klägerin in der mündlichen Verhandlung vom
15. Mai 2014 angedachte Einsatz niedrigerer und dafür schallquellennäherer
Lärmschutzwände, der unter Umständen gleichermaÿen wirksam sein könnte
wie der Einsatz der strittigen Gabionenwände, ist technisch noch nicht hinre-
ichend erprobt und kommt daher nicht in Betracht. Dies hat das EBA in der
mündlichen Verhandlung vom 15. Mai 2014 nachvollziehbar dargelegt (S. 6 der
Niederschrift).

�2 Abs. 2 Satz 3 der Förderrichtlinie sieht zwar die von der Klägerin gewün-43
schte technische Alternative des Einsatzes transparenter Elemente ausdrücklich
vor. Danach können bei höheren Lärmschutzwänden (in der Regel über 2 m)
zur Verminderung von Sichteinschränkungen transparente Aufsätze in Betra-
cht kommen. Eine Präferenz für eine derartige technische Alternative kommt in
dieser Formulierung allerdings nicht zum Ausdruck. Die Abwägung im Einzelfall
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wird nicht determiniert.

Die Beigeladene und das EBA haben sich zum einen von der Erwägung leit-44
en lassen, dass die Gemeinde G... in ihrer Stellungnahme vom 15. Novem-
ber 2011 zum Schutz des Ortsbilds die Ausführung der LSW 1 in Gabionen-
bauweise in Wandabschnitten gefordert hat, in denen es technisch und aufgrund
der Platzverhältnisse möglich ist (Plangenehmigung S. 25). Soweit die Klägerin
Erörterungen über eine fehlerhafte Meinungsbildung im Gemeinderat angestellt
hat, können diese keine rechtserheblichen Abwägungsmängel begründen, weil
bei derartigen subjektiven Umständen keine O�ensichtlichkeit im Sinn von �18e
Abs. 6 Satz 1 AEG vorliegt (vgl. dazu Kopp/Ramsauer VwVfG, 11. Au�. 2010,
�75 Rn. 16 m.w.N.).

Die Beigeladene und das EBA haben sich ferner von der Erkenntnis leiten45
lassen, dass der Einbau transparenter Elemente Mehrkosten verursacht. Diese
wurden von der Beigeladenen in der mündlichen Verhandlung vom 15. Mai
2014 für eine Strecke von 60 m nachvollziehbar mit 135.000 Euro angegeben,
die aus Steuermitteln des Bundes zu �nanzieren wären; die Klägerin hat dem
nicht widersprochen (vgl. S. 5 der Niederschrift). Das Mehrkostenargument hat
im vorliegenden Fall schon deshalb Gewicht, weil die Klägerin kein subjektiv-
ö�entliches Recht auf Aufrechterhaltung der freien Aussicht von ihrem Anwesen
nach Süden hat und es daher nicht einzusehen wäre, dieses aus der Sicht der
Klägerin durchaus verständliche Anliegen mit Steuergeldern zu subventionieren,
die dann für dringend erwünschte Lärmsanierungsmaÿnahmen fehlen.

Diese Erwägungen würden zwar den Einbau transparenter Lärmschutzwandele-46
mente unter Übernahme der Mehrkosten durch die Klägerin nicht ausschlieÿen.
Hiervon geht aber auch die angefochtene Plangenehmigung zutre�end aus. In
der Nebenbestimmung A 3.4.3 ist die Rede von der Möglichkeit des Einbaus
weiterer transparenter Lärmschutzwandelemente, gegebenenfalls unter Kosten-
beteiligung Dritter, worüber das EBA zu unterrichten ist. Dies kann nur so
verstanden werden, dass die Plangenehmigung eine solche Möglichkeit erö�net
und insofern keine Hindernisse errichtet. Von dieser Möglichkeit ist allerdings
von der Klägerin und der Beigeladenen kein Gebrauch gemacht worden.

Die Beigeladene hat auÿerdem schriftsätzlich und in der mündlichen Verhand-47
lung vom 15. Mai 2014 darauf hingewiesen, dass neue Betro�enheiten möglich
sind, weil sich im Moment der Zugvorbeifahrten die Schallwellen im transpar-
enten Teil hochschaukeln könnten. Sie hat auf Berechnungen hingewiesen, dass
sich die Beurteilungspegel ca. 200 m weiter südlich um ca. 1 bis 2 dB(A) erhöhen
und dabei auch den Sanierungsgrenzwert für die Nachtzeit von 60 dB(A) über-
schreiten könnten. Die Klägerin hat diesen Berechnungen nicht widersprochen
(S. 6 der Niederschrift über die mündliche Verhandlung vom 15.5.2014). Unter
diesen Umständen wären etwaige Abwägungsfehler auf das Abwägungsergebnis
ohne Ein�uss gewesen und damit unerheblich (�18e Abs. 6 Satz 1 AEG). Die
konkrete Möglichkeit, dass die technische Alternative des Einbaus transparenter
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Lärmschutzwandelemente gewählt worden wäre (vgl. zu dieser Voraussetzung
BVerwG, U.v. 1.10.1997 � 11 A 10.96 � DVBl 1998, 330), besteht nicht, wenn
dies bedeuten würde, dass Dritte zur Nachtzeit noch stärker mit unzumutbarem
Lärm belastet werden würden, um der Klägerin am Tag die freie Aussicht zu
erhalten.

Kosten: �154 Abs. 1 VwGO.48

Vorläu�ge Vollstreckbarkeit: �167 Abs. 2 VwGO, �708 Nr. 10, �711 ZPO.49

Nichtzulassung der Revision: �132 Abs. 2 VwGO.50

Beschluss51

Der Streitwert wird auf 15.000 Euro festgesetzt (�52 Abs. 1 GKG).52
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